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Strukturprinzipien des Bundes

Fügen Sie die Verben in der richtigen Form ein:
,,Die Bundesrepublik Deutschland __________ (sein) ein demokratischer und sozialer Bundesstaat. Alle Staatsgewalt __________ (gehen) vom Volke aus“ (Art. 20 Abs. 1 und Abs. 2 S. 1 GG).

Demokratie bedeutet Volksherrschaft, das heißt das Volk ist Inhaber der Staatsgewalt. Das Staatsvolk __________ (üben) die Staatsgewalt in erster Linie in Wahlen aus, durch welche die Abgeordneten als Repräsentanten seines Willens __________ (wählen). Die Bundesrepublik Deutschland __________ also als repräsentative, nicht als plebiszitäre Demokratie ausgestaltet; denn unmittelbare Gesetzesinitiativen durch das Volk __________ (sein) hier ebenso wenig vorgesehen wie Volksabstimmungen.

Eine Republik __________ (sein) eine Staatsform, die keine Monarchie ist. Eine Monarchie ist ein Staat, dessen Staatsoberhaupt auf Lebenszeit zum Beispiel durch Erbfolge in sein Amt __________ (kommen). Bei einer Republik ist das Staatsoberhaupt also auf begrenzte Zeit __________ (wählen) und kann auch wieder abgewählt werden.

In einem Sozialstaat __________ (finden) ein sozialer Ausgleich zur Verringerung sozialer Unterschiede zwischen den Staatsbürgern statt. Das Gemeinwohl __________ (haben) Vorrang vor Individual- und Verbandsegoismus. Auch die Herstellung erträglicher Lebensbedingungen __________ (sein) ein Ziel des Sozialstaates. Die sozialen Sicherungssysteme wie Arbeitslosen- oder Rentenversicherung __________ (ist) ein Ausdruck des Sozialstaatsprinzips.

Rechtsstaat __________ (bedeuten) Primat des Rechts für die gesamte staatliche Tätigkeit. Hierzu __________ (gehören) die Gesetzmäßigkeit der Verwaltung, das heißt, die vollziehende Gewalt __________ (dürfen) nicht gegen geltendes Recht verstoßen. Eingriffe in die Rechts- und Freiheitssphäre des Einzelnen __________ (bedürfen) ferner der Grundlage in einem förmlichen Gesetz.

In einem Bundesstaat __________ (haben) sich mehrere Staaten (Länder) zu einem neuen Bund __________ (zusammenschließen). Der Vorteil eines Bundesstaates __________ (sein) eine bürgernähere Politik, ein Mehr an Demokratie und eine bessere Verteilung der Macht (vertikale Gewaltenteilung). Als Nachteil __________ (stehen) dem höhere Kosten, uneinheitliche Verfahren und kompliziertere Abstimmungsprozesse entgegen.

In Art. 38 Abs. 1 S. 1 GG sind die Wahlrechtsgrundsätze niedergelegt. Danach __________ (sein) die Wahlen der Bundestagsabgeordneten – Gleiches __________ (gelten) für alle demokratisch legitimierten Vertretungsorgane, also auch für Landtags-, Gemeinderats- und Kreistagswahlen –: a) allgemein, d.h. keine Bevölkerungsgruppe __________ (dürfen) von der Wahl __________ (ausschließen), __________ (sehen) man von der Forderung eines bestimmten Mindestalters für das aktive Wahlrecht ab, b) frei, d.h. frei von staatlichem Druck oder Zwang auf die Willensbildung der Wahlberechtigten. Es __________ (bestehen) daher auch kein Wahlzwang, c) unmittelbar, sodass die Abgeordneten direkt von den wahlberechtigten und nicht von ihrerseits gewählten ,,Wahlmännern” __________ (wählen), d) gleich, d.h. der Zählwert einer jeden Stimme __________ (sein) derselbe. Das klassische Beispiel ungleicher Wahlen __________ (sein) das Preußische ,,Dreiklassenwahlrecht”, bei dem sich der Stimmenzählwert nach dem versteuerten Einkommen __________ (richten), e) geheim, wodurch __________ (gewährleisten), dass niemand aus seinem Votum von öffentlicher oder privater Seite (z.B. Arbeitgeber) ein Nachteil __________ (entstehen).
